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Die Plenar-Versammlung erklärte sich auch nnt diesem Vorschlage, so wie mit der die Genehmigung voraussetzenden, bereits
entworfenen Adresse einverstanden.

Schon der zwölfte Ausschuß hatte den beim vorigen Landtage vorgebrachten und jetzt wieder aufgenommenen Antrag über die
Vcstcucrung der Handelsreisenden im Auslande der Unterstützung der Stände-Versammlung dahin empfohlen, daß Se. Majestät
gebeten weiden möge: „auf geeignetem Wege die Nachbarstaaten zu bewegen, diese drückendeBesteuerung der diesseitigen Industrie
nicht ferner hindernd entgegen zu stellen", womit die Plenar-Versammlung sich eben so, wie mit dem Gutachten des zweiten
Ausschuffes über den Antrag, die mit Frankreich abzuschließendeUebercintunft zur Verhütung der überhanb nehmenden Forstfrevel
in den Grenzwaldungen betreffend, einverstanden erklärte.

Der cilfte Ausschuß berichtete nun über den Antrag, die Schießübungen bei Wahn und Wesel betreffend, und trug darauf
an, Sr. Majestät die Bitte vorzulegen: »die Errichtung von Varatten zur Unterbringung der Mannschaften und Pserbe Aller,
gnädigst zu befehlen, und zwar um so mehr, als dadurch bei diesen Uebungsplätzen eire-r 2Wl) Thlr. an Serviö erspart werden würbe,"

Die Versammlung stimmte dem Vorschlage bei und genehmigte zugleich die mit verlesene Adresse.
Es kam nun der Antrag wegen des Tarifes der Nheinbrücten an die Ncihe; der eilfte Ausschuß war mit dem Antragsteller

dahin einverstanden, daß rücksichtlich der Ermäßigung reüp. Gleichstellung des Brückengeldes zu Eoblcnz mit Holn, Se, Majestät
gebeten werden möchten: »baß über diesen Nerwaltungszwcig eine genaue Untersuchung stattfinde, und die Ermäßigung des
Brückengeldes auf den frühern Satz in Antrag gebracht werde",

Gin Abgeordneter der Städte protestirte gegen den Antrag und besonders gegen die Eiemplification; die Plenar-Versammlung
genehmigte nicht« desto weniger den Antrag des Ausschusses.

Der eilfte Ausschuß berichtete nun über den Antrag, die Vertilgung der Maikäfer betreffend, und erklärte die Versammlung
sich mit dem Antrage des Ausschusses, dem Herrn Ober-Präsideuten das Gesuch zur Berücksichtigung zu empfehlen, vollkommen
einverstanden.

Vier und vierzig st e Sitzung.
Düsseldorf, den 24. Juli l84l.

Nachmittags.
Nach Vorlesung und Gencbmigung der Protokolle über die gestrigen Vor- und Nachmittags-Sihungen trug ein Deputiner der

Ritterschaft das Referat des vierten Ausschusses über den Antrag wegen Errichtung cineö Appellationö-Senats in Düsseldorf vor,
au den ähnliche Anträge für die Städte Trier und Coblenz sich angeschlossenhatten.

Der Ausschuß glaubt, unter den bestehendenVerhältnissen sich eines speziellenAntrages enthalten und einer hochanschnlichen
Stände-Versammlung vorschlagen zu müssen: „des Königs Majestät zu bitte», Allergnädigst zu befehlen, daß dem erwiesenen Uebel-
standc auf irgend eine Weise abgeholfen werde, da nicht verkannt werde, daß Abhülfe Noth thut.

Ein Abgeordneter der Städte wünscht, daß einem Mitglicde des Ausschusses gestattet werden möge, dessen Anträge zu moti-
viren, und besteigt demnach der Direktor des genannten Ausschusses die Ncdnerbnhne; der Antragsteller aber erbittet sich
vorher das Wort und führt an: „er habe bei seinem Antrage nur das allgemeinere Interesse einer raschem Justiz im Auge gehabt,
und keineswegs beabsichtigt, die Thätigkeit der Mitglieder des Apellationshofcs zu verdächtigen, oder irgend eine persönliche Beschwerde
zl. fübren; deshalb hätte er gewünscht, daß auch der Herr General-Proeurator sich jeder persüulichcn Kritik enthalten hätte. Er
selbst habe darauf angetragen, daß der Herr General-Proeurator über die von ihm angeführten Thalsachen gehört werde, müsse
sich aber erlaube,,, über Art und Weise, wie diesem Ersuchen entsprochen worden sei, noch Folgendes zu bemerken:

Der Herr General-Procurator habe zuvöderst darauf aufmerksam gemacht, daß »nr diejenigen schwebendenSachen, welche über
3 Monate anhängig, als „Reste" zu betrachten seien. Hiernach sei diese Benennung für diejenigen Sachen, welche 3 Monate
und kürzer anhängig seien, zu modifizircn, wiewohl durch die Aenderung der Benennung die Thatsache selbst keine Aenderung
erleide. Anstatt nun die Zahl derjenigen schwebendenSachen anzugeben, welche im Sinne des Gesetzes als „Reste" zu bcueunen
seien, beschränkesich der Herr General-Procurator blos auf die Angabc derjenige» Rcstc, welche über 6 Monate anhängig gewesen,
und daß von allen Sachen nicht ein Dritlheil über 3 Monate geschwebt habe. Es fehle aber eine, übrigens leicht zu ermittelnde bestimmte
Angabe derjenigen Reste, welche über 3 Monate bis zu 6 Monaten anl'ängig Ware», Die Vcrthcilung der Neste auf die verschie¬
denen Senate nach einem, die Wirklichkeit unberührt lassenden Durchschnitt, habe keinen Zweck, Nützlicher wäre die Angabe t>er
wirklichen Reste bei jedem Senat gewesen. Ein wichtiger Umstand sei unberührt geblieben, nämlich die Angabe der gegen¬
wärtig bei jedem Senat schwebendenNeste. Demnach seien die in seinem Antrage enthaltenen Thatsachen, soweit er dcnübcv
die Anhörung des Herrn General-Procurators gewünscht, tbeils anerkannt, theils unbestritten. Dabei sei noch sehr zu berücksich¬
tigen, daß hier nicht blos Tabellcnzableu entschieden, die Dringlichfeit der Sachen sei nicht in Zahlen barzuthun. Bei manchen
Sachen würde bei einem Aufenthalte von 3 bis 6 Monaten mebr, versäumt, als bei andern Sachen in dreifach längern Perioden,
Dem Vernehmen nach sei die Erlangung einer Ordonnanz bei dringlichen Sachen jetzt sebr schwierig, was vielleicht durch den
Umstand zu erkläre,, sei, daß durch Vorziehung der dringlichen Sachen die Zahl der Reste vermehrt werde. Der Herr General-
Procurator äußere sich demnächst über diejenigen Verhältnisse, welche auf den Geschäftsgang störend cingcwirlt hätte,,. Wenn
darunter besonders die in Folge der AllerhöchstenKabinets-Ordre vom 2, August 1834 veranlaßte größere Beschäftigung des Richter-
Personals hervorgehoben, und von einer Aufhebung dieser Kabinets-Ordre die Beseitigung des angeregten Uebelstandeö erwartet
werde, so sei doch wohl zu berücksichtigen, daß dieserhalb die Audienzen niemals ausgesetzt gewesen, daß überhaupt nicht über
Verzögerung der Urtheile nach crfolgtem Plaidoyer, sondern nur darüber Klage geführt werbe, daß die Sachen trotz allen
Drängens der Partheicn, und besonders in dem zweiten und dritten Senat, so spät zur Vcrhand un g gelangten. Hieran seien
nicht die Nichter, sondern die Eoncurrenz der Sitzungen und der Anwälte Schnld, und es sei nicht abzusehen, wie die Aufhebung
jener Kabinets-Ordre hierauf einwirken könne.

Bei Errichtung des dritten Civil-Senats habe, dem Vernehmen nach, eine ganz neue Vcrtheiluug aller schwebendenSachen
stattgefunden, uud diesem Umstände werde anderweitig die Ursache zugeschrieben, weshalb damals die Neste abgmounnen. Wenn
übrigens der Herr General-Procurator sage, daß nicht nur die gesetzliche Zahl von Nichtern in Funetion gewesen, sondern daß
auch eiue Vermehrung der gesetzlichen Zahl dringend nothwendig gewesen sei, daß aber Niemand hieran gedacht habe; daß
die Mittel zur Beseitigung der Uebelstände so „leicht" durch Acuderung der Dienstordnung uud selbst ohne eine solche aufzufinden
seien; wenn dennoch zugegeben werde, daß fast in jeder Sitzung von einem der Anwälte oder von beiden Anwälten gemeinschaftlich
aus Vertagung der Sachen, angetragen werde (was ja gerade seine Nebauptuug bestätige, aber al<? Negcl ganz ordnungswidrig
,>i) — dann dränge sich unwilltührlich die Frage aus, warum dcnn nicht längst von Seiten der betreffendenBehörden die geeig¬
neten Maaßregel» getroffen oder beantragt seien? Der Herr Geucral-Prucurator versichert: es sei wohl »och nie der Fall vorge¬
kommen, daß ein Kläger, der, feiner gerechtenAnsprücheungeachtet, ein uugünstiges Urtheil erhallen habe, sich bei diesem Erkenntniß


	Seite 141

